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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES
DES KANTONS SOLOTHURN

1,- Die~der Stadt Solothurn beabsichtigt,

im Gebiet “Dörnischlag“ in Luterbach (Koord. 612 105/203 205)

eine ~0rjnzontal_Grun~waSSerfassuflg mit 4 Pumpen ~. 7000 1/min..

für die öffentliche Wasserversorg~flg derStadt Solothurn und

von umliegendem Gemeinden zu erstellen Mit Regierungsratsbe—

schluss Nr. 6254 vom 17. November 1972 wurde ihr hiefürei~ie

Konzession nach § 14 Ziffer 2 WRG erteilt.

Da die Fassungsanlage auf tremdes Gemeindegebiet zustehen

kommt, hat.das Bau-Departement in Anwendung von § 35 WRG einen

Schutzzonenplan und ein Schutzzonenreglemeflt vom 29. Februar

bis 26. April 1974 öffentlich aufge1~gt..Gegen den Schutzzoflefl

plan und das -reglement, die vorn Kantonalen Amt für Wasserwirt

schaft in Zusamrnenar~eit mit der Stadt Solothurn ausgearbeitet

worden sind, sind folgende Einsprachen eingereicht worden:

1. A. Eichelberger, Deitingenstrasse 51, 4708 Luterbaqh

2. 0.. .Anderegg, Landwirt, I.iuterbach

3 Einwohnergemeinde Deitingen, 4707 Deitingen

4. E. Rösch, Vorholzstrasse 5, 4708 Luterbach

5. A.. Lüthy, Gartenbau, 4708 Luterbach

6.. Einwohnergemeinde Luterbach, 4708 Luterbach
vertreten durch Dr. F. Riklin, Fürsprech und
Notar, 4500 Solothurn

7.. Frau F.. Affolter—Glutz, Deitingenstrasse 7,
-• .4708 Luterbach ..~ .;

vertreten durch Dr.. F. Riklin, EU~sprech und
Notar, 4500 Solothurn

VOM.
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8. Erbengemeinschaft von Robert von Vigier

a) Dr. E. Hockenjos, Gartenstrasse 59, 4000 Basel

b) Frau E. Koch-von Vigier, Villa Lueg, 4532 Feldbrunnen

Cementwerke Vigier AG, 4708 Luterbach

Fr~.ulein L. Misteli, Sonnenrain 16, 3063 Ittigen/BE

alle vertreten durch lic. iur. P. Lüthy, Fürsprech
und Notar, 4500 Solothurn

9. E. Eichholzer, Poststrasse. 2, 4708 Luterbach

Ein Teil der ~insprecher beantragte ausdrucklich oder dem

Sinne nach eine Beschrankung der geplanten raumlichen Ausdehnung

der einzelnen Schutzzonen sowie die Einholung eines Obergut—

achtens. Die ~insprecher machten ferner fur den Fall, dass

die Schutz~zöz~ri nicht inehr abgeändert werden sollten, Ent—

schadigungsforderungen fur die Nutzungsbeschrankungen geltend

2.— Das Bau—Departement liess gestützt auf diese Einsprache—

begehren und im Einvernehmen mit der Einwohnergerneinde der Stadt

Solothurn ein Gutacht~n durch Herrn Prof. Dr. H. Jäckli, Zürich,

ausarbeit~n. Das Gutachten von Herrn Dr. J~ckli, das anfangs

Dezember 1974 abgeliefert worden ist, enthalt gegenuber dem aufge

legten Schutzzonenplan zum Teil ander~ Ergebnisse. Es wurde‘ ~en

interessietten Einsprechern zur Einsichtnahme zuge‘stellt~

Am 21. April 1975 führten Beamte des Bau-Departementes mit

Vertretern d~r Stadt Solothurii, den Einsp hern bzw.‘ihien

Parteivertretern eine Einspracheverhändlung‘ durch. A~l~li~h

dieser Verhandlung zogen die Einsprecher:

1. A. Eichelberger

5. A. Lüthy

7. Frau F. Affolter-Glutz~

9. E. Eichholzer

ihre Einsprachen unter der Bedingung zurück, dass‘der Schutz—

zonenplan gemäss Gutaähten Dr. Jäckli‘v6m Reglerungsrat.genehmigt

werde. Der Parteivertreter von Frau F. Affolter—Glutz stellte das

Begehren um Zusprechung einer angemessenen Parteientschädigung.

Der Einsprecher E. Eichholzer (Nr. 9), der seine Einsprache

verspätet eingereicht hatte, erklärte an der genannten Verhandlung,
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dass er während der öffentlichen Planauflage ortsabwesend und

deshalb verhindert gewesen sei, rechtzeitig seine Rechte geltend

zu machen (vgl. § 65 VRG).

Unter den gleichen Voraussetzungen zogen in der Folge ebenfalls

die Einsprecher:

3. Einwohnergerneinde D~itingen

8. Erbengemeinschaft von Robert von Vigier, Cement—
werke Vigier AG und Fräulein L. Misteli

ihre Einsprachen zurUck (vgl. Schreiben vom 25. April 1975 und

16. Mai 1975). Die Einwohnergemeinde Deitingen hielt beim RUck—

zug der Einsprache an ihrer Rechtverwahrung fUr bestehende

Rechte (Quellen, Niederdruckbrunnen, fliessende Gewässer etc.)

fest. Der Vertreter der Einsprecher Nr. 8 stellte den Antrag

auf Zusprechung einer angemessenen Parteientschädigung sowie

auf Herausgabe eines generellen Verzeichnisses der in. der

Zone III zulässigen industriellen und gewerblichen Bauten.

3.— In ihrer Einsprache vom 26. April 1974 machte d~e Ein—

wohnergemeinde Luterbach geltend, dass das im Zonenplan ausge

schiedene Industriegebiet praktisch vollständig durch den vom

Amt für Wasserwirtschaft ausgearbeiteten Schutzzonenplan er

fasst werde, was die industrielle Entwicklung der Gemeinde

schwerwiegend beeinträchtige. Sofern das Planungsamt nicht

die BenUtzung de~rer~ gleichwErttger Gebiete als Industrie—

und Gewerbezone bewillige, könne Luterbach nur ungenUgend

Industrieland anbieten.

Anfangs August 1975 unterbreitete die Einwohnerg~meinde

Luterbach dem Planungsamt den Entwurf fUr einen revidierten

Allgemeinen Bebauungsplan. Dieser Plan sieht vor, mehr als

die Hälfte c5~es nördlich .der 5DB-Bahnlinie gelegenen und von der

Schutzzone erfassten Industriegebietes aus der Industriezone

zu entlassen und anstelle des ausgezonten Landes eine neue

Industriezone II B mit einem Abstand von ca. 30 m entlang

der Autobahn zu schaffen. Von der alten Industriezon~ verbleibt

danach nur noch im SUdwesten ein relativ schmaler Streifen

als Industriezone II A und II B in der Grundwasserschutzzone III



bestehen. In dieser Zone III sind aber gemäss dem zugehörigen

Reglement auch indüstrielle und gewerbliche Bauten unterg~—

wissen Auflagen und Bedingungen zugelassen. Zur geplanten

..:Verlegung der Industriezone haben die massgebenden Instanzen

des Bau—]Departementes in einem Schreiben vom 6. August1975

Stellung genommen und sich mit der Verlegung einverstanden

erklärt, unter der Voraussetzung, dass für das daran an—

grenzende (im Plan~ntwurf erweiterte) wöhngebiet ~ur Absicherung

gegenüber allfälligen Immissionsentschädigungen Lärmmessungen

durchgeführt und entsprechend dem Ergebnis dieser Untersuchungen

Lärmschutzmassnahmen getroffen würden, oder~ dass die r~eue

Industriezone auf Kostendes Wohngebietes erweitert würde.

Aufgrund dieser Ste11ungnahrr~e zog auch die

6.. Einwohnergemeind~ ..Luterbach

mit Schreiben vom 2. September 1975 ihre Einsprache unter den

g1eict~en Bedingungen wie die übrigen Einsprecher zurück. Der

Parteivertreter verlangte dagegen die Uebernahme der Verfah—

renskosten durch.den Staat und die Zusprechung ei•r~ter ange

messenen Parteientschädigung.

4.— Nicht zurückgezogen wu~den die Einsprachen der Herren

0. Anderegg (Nr. 2) und E. Rösch (Nr. 4).

~dziehtinErwäun:

II.

1.- Wie unter Ziffer 1 ausgeführt wo~den ist, sind die gegen

den ursprünglich veröffentlichten Schutzzonenplan “Dörnischlag“

eingereichten Einsprachen unter der Bedingung zurückgezögen

woEden, dass der von Herrn Dr. Jäckli aüsgearbeitete Schutz—

zonenplan anstelle des aufgelegten Planes genehmigt werde.

Herr Dr. Jäckli führt in s~inem Gutachten über die Schutzzone

“Dörnischlag“ aus, dass kein Grund bestehe, für die vorliegende

Fassung von den Richtlinien des Institutes für Orts—, Regional-

und Lan~.esplanung der ETH über die Ausscheidung der Grund

wasserschutzzonen (ORL-Richtlinien) abzuweichen und — im Gegensatz
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zum Amt für Wasserwirtschaft - für die engere und weitere

Schutzzpne grössere Gebiete auszuscheiden als diese Grundlagen

grundsätzlich vorsehen. Aus. diesem Grunde hat Herr Dr. Jäckli

einen neuen Schutzzonenplan mit einer erheblich kleinem,

engem und weitern Schutzzone für die Grundwasserfassung

IDörrüs‘chlag vorg~schl~gefl und diesen gestützt auf die

bestehenden hydrogeologischen Verhältnisse im einzelnen

wissenschaftlich erhärtet “(vgl. 5. 9 und 11 des Gutachtens).

‘Dem Regierungsrat erscheint dieses Gutachten als schlüssig.

Nach‘ seiner Auffassung kann jedoch in Abweichung ‘vom‘ Gutachten

- -. des H~rrn Dr.‘ Jäckli das Gebiet westlich des Weges, der längs
Parzellen GB Luterbach Nr. 626 und 310 verläuft, sö~ie

das‘ südlich der SBB-Linie liegende Grundstück GB Luterbach

Nr.. 613 im Rahmen der Beschränkungen des Reglementes in‘ der

Industriezone belassen werden. Der Regierungsrat gelangt

deshalb zum Schluss, dass der Schutzzonenplan Dr. Jäckli für

die Grundwasserfassung HDörnischlaghl mit‘ der erwähnten

Ergänzung zu genehmigen und als verbindlich zu erklären sei.

Folglich sind die Einsprachen Nr. 1, 3, 5 - 9 al~s ‘zurückgezogen

zu betrachten; sie können von der Geschäftskontrd‘lle. abgeschrieben

werden. ‘

2.- Die Einwohnergemeinde Deitingen macht in ihrer Einspra~±e

geltend, dass in ihrem Dörf viele Nied‘erdruckbrUflfle‘fl (private

wasserversorgungen) bestünd~n.‘ Für den Fall, dass die geplante

Grundwasserfassung‘ negative Auswirkungen auf diese Wasser—

nutzung~en oder auf die b~stehenden Quellen und fliessenden

Gewässer hätte, behalte‘sie‘die Geltendmachung der Rechte der

Verbraucher und der Gemeinde vor. Den gleichen‘Vorbehait bringt

sie, wie erwähnt wurde, äuch in der Rückzugserklärung der

Einsprache an.

Der Sache nach ist dieser Einsprachepunkt als Rechtsver—

wahrung anzusehen. Darauf kann im vorliegenden Fall ind‘essen

nicht eingetreten werden. In ‘diesem Verfahren geht es lediglich

um die Ausscheidung einer Schutzzone für das ‘Grundwasser, das

für die Wasserversorgung von Solothumn ‘gefasst werden soll,‘
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und nicht um die Einraumung des Rechtes zur Fassung des

Wassers Die Verleihung war Gegenstand des Konzessionsver—

fahrens, das bereits rechtskräftig entschieden ist (RRB Nr.

6254 vom 17 11 1972)

3.- Der Einsprecher 0.. Anderegg (Nr. 2) bringt zur Be

gründung vor, dass die Bestimmung des Schutzzonenreglementes

über das Verbot der Verwendung von Spritzmitteln und Jaucb~e

in der Zone II A eine rationelle landwirtschaftliche Bewirt—

schaftung nicht mehr gewährleiste. Es sei nicht ersichtlich,

wie Spritzmittel zur Unkraut— und Schädlingsbekämpfung, die

sich in kurzer Zeit abbauten, das Grundwasser gefährden könnten.

Auch die Verwendung von Jauche biete keine Gefahr, da der

Boden eine undurchlässige Lehmschicht enthalte. Das Verbot

sei daher unbegründet.

Dieser Auffassung kannnicht gefolgt ~werden. Wie aus

dem abgeänderteh Schutzzonenplan hervorgeht, wfrd nur noch

ein Teil der von Landwirt Anderegg bewi~tschafteten Grund

stücke vom Jauche- und Spr±tzmittelverbot der Zone II Ä be

troffen. Dieses im Schutzzonenreglement verankerte Verbot

stützt sich ab auf die 0RL—Richtlinien, die allgemein ange

wandt werden; eine weitere Lockerung lässt sich nicht recl~t—

fertigen. Der Einwand, dass der Boden se~ir l~ehr~haltig. sei

und keine Gefahr für das Versickern der Jauchebestehe, ist

nicht begründet. Die Gefahr des Ver~ickerns besteht ~ fach

männischer Beurteilung auch bei einem lehmigen Boden, wenn er

gefroren oder besonders stark ausgetrocknet ist und Risse auf

weist. Die Einsprache von Herrn 0. Anderegg ist daher in mate

rieller Hinsicht als unbegründet abzuweisen.

Nach Artikel 30 GSchG begründen Nutzungsbeschränkungen

einen Anspruch auf Entschädigung. Für dieBeschränkung der

1andwirtschaftlichenNutzung gelten in der Praxis die yom

Schweizerischen Schätzungsamt in Brugg festgelegten Ansätze.

Diese Entschädigungsansprüche, um die es hier nach den

Darlegungen des Einsprechers vor allem geht, sind aber

(mangels gütlicher Einigung) nach dem Inkrafttreten des

Schutzzonenplanes und des —reglementes vor der kantonalen
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Schätzungäkommis~ion geltend zu machen. im vobliegenden Verfahren

ist auf Eins~achen, soweit sie die Geltendmachung von Forderungs—

‘a~isp-rUchen zum G~genstand haben, nicht einzutreten. Sie sind

als Rechtsverwa-hrungen vorzumerken.

4.— ~Da~selbe gilt auch fUr die. Entschädigungsansprüche,

die der Einsprecher E. Rösch (Nr. 4) an der Einsprachever—

handlung vom 21, April 1975 und dem Sinn nach auch in seiner

schriftlich eingereichten Einsprache für allfällige Nutzungs—

beschränkungen seines Landes erhoben hat. Zur Begründung legt

Herr Rösch:im wesentlichen dar, dass er eine Sägerei in der

Wohnbauzone von Luterbach besitze. Wenn er mit seinem Betrieb

weichen müsse, gedenke er, diesen auf sein Land zu verlegen,

das er in derIndustriezone besitze und das nun mit der Grund—

wasserschutzzone belastet werde. Die Verarbeitung von Holz.sei

zwar nicht grundwassergefährdend, für den Betrieb der Maschinen

rnüss.e man allerdings Oel und andere Treibstoffe verwenden. Herr

Rösch legt im weitern dar, dass auch die für das Pumpwerk vor

gesehenen Leitungen das Land entwerteten, da die Bebauungspläne

nicht mehr richtig verwirklicht werden könnten.

Nach dem Gutachten und dem SchutzzonenplanDr. Jäckli und

der geplanten Verlegung der Industriezone im revidierten Allgemeineq

Bebauungsplan liegt für den E.insprecher E. Rösch eine wesentlich

andere Situation vor als im Zeitpunkt der Auflage des Schutz

zonenplanes und der Einreichung der Einsprache. Eine Beurteilung

des Schutzzonenplanes Dr. Jäckli und d~er vorgesehenen Zonen—

planänderung ergibt, dass die Grundstücke des Einsprechers,. die

im neuen Zonenplan der Wohn— und Gewerbe— oder der Industriezone

zugeteilt sind, entweder ausserhalb der Grundwasserschutzzone

oder dann aber, in der Zone III liegen, wö nach dem Schutzzonen—

reglement das Bauen unter gewissen Auflagen und Bedingungen

erlaubt ist. Von Entschädigungsansprüchen kann .unter diesen

Voraussetzungen kaum noch die Rede sein. Was ‘die VerLegung der

Leitungen anbelangt, gelten die Vorschriften über das öffentliche

Durchleitungsrecht gemäss §~ 16 und 17 Baugesetz, Die Einsprache

ist daher ebenfalls abzuweisen, soweit darauf einzutreten ist.
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5.-. Das Verfahren ist nach § 35 WRG und Artikel 30 GSchG

richtig durchgeführt worden. Materiell sind keine Bemerkungen

und Ergänzungen anzubringen. Die entsprechenden Auflagen sind im

Schutzzonenreglement enthalten. Diese bleiben trotz Abänderung

des Planes nach dem Gutachten Dr. J~ckli unverändert. Sie stützen

sich‘~ba~if die ORL-Richtlinien und die hydrogeologise~en

Verhältnisse des Gebietes iDörnischlag“.

Das Schutzzonenreglement sowie der Schutzzonenplan stellen

für die Einwohnergemeinde Luterbach einen Erlass des Regierungs—

rates dar; sie können inder vorliegenden Form genehmigt werden.

Da sie ausschliesslich im Interesse der Einwohnergemeinde der

Stadt Solothurn erlassen worden sind, gehen allf~llige Ent—.

sch~digungsforderungen zu Lasten von Solothurn.

6.— a) Für da~ Einspracheverfahren.vor dem Regierungsrat sind

den unterlegenen Einsprechern, Herrn 0. Anderegg (Nr. 2) und

He~rn E. Rösch (Nr. 4) keine Kosten aufzuerlegen, da dieses

Verfahren der Wahrung des rechtlichen Gehörs diente.

b) Die Parteivertreter der Einsprecher Frau F. Affolter

Glutz (Nr. 7); Einwohnergemeinde Luterbach (Nr. 6), Erbengemein

schaft.von Vigier, Cementwerke Vigier AG und Fräulein L. Misteli

(Nr. 8) beantragen die Zusprechung einer angemessenen Partei—

eritsch~di~ung, mit.der Begründung, das~ wegen der überdimen—

•sionierten Schutzzone des Amt~s für Wasserwirt~chaft Einsprache

• erhoben und dank dieser Einsprache die Schutzzone wesentlich

verkleinert worden sei. Die Einsprache sei mithin begründet

• und weitgehend erfolgreich gewesen. Diese Argumentationist

richtig. Nach dem Ausgang des Verfahrens is.t das Begehren der

beiden Parteivertreter gerechtfertigt. Der Regierungsrat erachtet

eine Parteientsch~digung gemäss § 39 VRG von je 500 Franken zu

Lasten der Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn als angemessen

(vgl. Entscheid desVerwaltungsgerichtes i.S. Kühihäus AG,

Dornach, vom 13. September 1973). Die übrigen Einsprecher haben

keine Begehrenin di~ser Richtung gestellt,
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c) Die Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn hat die

Kosten der Publikation der Schutzzone durch das Bau—Departement

und der Publikation des Genehmigungsbeschlusses, eine Entscheid—

und eine Genehmigungsgebtihr sowie die Verfahrenskosten zu

bezahlen. Entscheid- und Genehmigungsgeb~ihr und Verfahrens—

kosten sihd pauschal auf l‘OOO Franken festzusetzen. Die

Gutachterkosten haben der Staat und die Einwohnergemeinde

der Stadt Solothiirn je zur Hälfte zu tragen.

Es wird
beschlossen:

1. Die Einsprachen von Herrn A. Eichelberger, Einwöhnergemeinde

Deitingen, Herrn A. Lüthy, Einwohnergerneinde Luterbach, Frau

F. Affolter-Glutz, Erbengemeinschaft von Robert von Vigier,

Cementwerke Vigier AG, Fräulein L. Misteli und Herrn E. Eich

holzer werden infolge Rückzuges als gegenstandslos von der

Geschäftskontrolle abgeschrieben.

•2. Auf die von der Einwohnergemeinde Deitingen gelter~gemachten

Drittmannsrecht~ im Sinne einer Rechtsverwahrun~ wird nicht

eingetreten.

3. Die Einsprachen von Herrn 0. Anderegg und Herrn E. Rösch

werden abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist. Soweit

sie Entschädigungsforderungen zum Gegenstand haben; werden

sie als Rechtsverwahrung vorgemerkt und in das Sch~tzungs—

verfahren verwiesen.

4. Der Schutzzonenplan gemäss Gutachten von Herrn Dr. J~ckli

vom 13. Dezember 1974 für die Grundwasserschutzzone “Dörni—

schlag“ und das zugehörige Reglement werden mit den in den

Erwägungen genannten Erg~.nzungen (Ziffer.II, 1) genehmigt.

5. Der Plan und das Reglement treten mit der Publikation des

Genehmigungsbeschluss~s im Amtsblatt in Kraft.

6, Die öffentlich-rechtlichen Eigentums- und Nutzungsbeschr~nkungen

sind bei den betroffenenLiegenschaften in Anwendung v6n § 61

Ziffer 5 WRG im Grundbuch mit dem Verme~tk: “Massnahtneti zum

Schutze des Grundwasse~rs“ ztir~e~ken. Dieser Beschluss gilt

als Anmeldung zur An~nerkung im Grundbuch.
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7. Nach Artikel 3, Zone III, Ziffer 2.1. des Schutzzonenreglementes

ist jedes Baugesuch für gewerbliche und industrielle Bauten

inder Zone III dem Kantonalen Amt für Wasserwirtschaft

zuzustellen. Das Kantonale Amt für Wasserwirtschaft erstellt

zusammen mit der zuständigen Behörde einen Richtkatalog fU.r

die in der genannten Zone zulässigen Betriebe.

8. A11f~llige berechtigte Entsch~i.digungsforderungen, die ge

stützt auf den Schutzzonenplan geltend gemacht werden, gehen

zulasten der Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn. Wird

der Staat dafür belangt, so hat ihn die Einwohnergemeinde

der Stadt Solothurn schadlos zu halten.

9. Die Begehren um Bezahlung einer Parteientschädigung von Herrn

lic. iur. P. Lüthy, Fürsprecher und Notar, Solothuirn, und Herr

Dr. F. Riklin, Fürsprecher und Notar, Solothurn, werden im

Sinne der Erwägungen gutgeheissen. Die Parteientschädigung

wird auf je 500 Franken festgesetzt.

10. Die Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn hat die Publikations—

kosten für die Planauflage und den Genehmigungsbeschluss, eine

Entscheid- und Genehmigungsgebül-xr und die Verfahrenskosten

von pauschal P000 Franken zu bezahlen. D.ie Gutachterkosten

werden dem Staat und der Einwohnergemeinde der Stadt Solothurn

je zur Hälfte auferlegt.

11. Die Einwohnergemeinde Luterbach wird eingeladen, die vorge

sehene Umarbeitung des Zonenplanes gemäss Entwurf für den

revidierten Allgemeinen Bebauungsplan vom August 1975 in

einem angemessenen Zeitraum vorzunehmen.

12. Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen beim Bundes

gericht Verwaltungsgerichtsbeschwerde erhoben werden.

~ohneremeindeSo1othurn

- Entscheid-, Genehmigungsgebühr
und Verfahrenskosten, pauschal Fr. P000.—— (Staatskanzlei Nr. 1119)

RE

- Publikationskosten

a) Pianauflage Fr. 44.—-

bl Genehmigungs-.
beschluss Fr. 18.-- Fr. 62,——

Total Fr. P062.——

Der Staatss reiber~rtiunenSeitell.,
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Bau—Departement (2) HF
Rechtsdienst Bau—Departement (2)
Kant. Amt für Wasserwirtschaft (6), mit Akten und 1 gen. Plan

und 1 gen. Reglement
Kant. Tiefbauamt
Kant. Hochbauamt (3)
Kar~. Amt für Raumplanung (2), mit 1 gen. Plan und 1 gen.

~~~glement
Kant. Finanzverwaltung (2)
Einwohnergemeinde der Stadt 4500 Solothurn (3), mit 1 gen.

Plan und 1 gen. Reglement, EINSCHREIBEN, RECHNUNG
Städtische Werke Solothurn (2), mit 3 gen. Plänen und 3 gen. Regl.
Einwohnergemeinde Luterbach (2), mit 1 gen. Plan und 1 gen. Regl.
Baukommission der Einwohnergemeinde, 4708 Luterbach (2)
Amtschreiberei Kriegstetten, mit 1 gen. Plan und 1 gen. Reglement
Prof. Dr. H. Jäckli, Limmattalstrasse 289, 8049 Zürich—Höngg
Einsprecher gemäss Ziffer 1 (9), EINSCHREIBEN
Amtsblatt, Publikation folgenden Textes:

“Der Plan für die Grundwasserschutzzone “Dornischlag“
Luterbach der Stadt Solothurn gemäss Gutachten
Dr. Jäckli und das zugehörige Reglement werden genehmigt.“





Grundwasserschutzzone im “Dörn—Ischlag“ in Luterbach

SCHUTZZONENRE GLEIIENT

Im Sinne von § 35 des kantonalen Ge~zes Ober die Rechte am Wasser

und § 12 des Gesetzes Ober das Bauwesen wird für die im Plan 1:2500

ausgeschiedene Grundwasserschutzzone folgendes Schutzzonenreglement

als integrierender Bestandteil das Planes erlassen:

Art. 1 Allgemeine Zweckbestirnmung

Die Schutzzone dient dem Zweck, das vom Wasserwerk Solothurn

im Dörn—Ischlag in Luterbach gepumpte Grundwasser so weit

als möglich gegen alle schädigenden Einflüsse hygienischer,

bakteriologischer und chemischer Art zu schützen.

Art, 2 Umfang

Die Schutzzone ist aufgrund der hydrogeologischen Untersu

chungen in die nachstehenden, im Plan dargestellten drei Teil—

Zonen gegliedert:

Zone 1 = Fassungsbereich

Zone II = Engere Schutzzone

Zone III = Weitere Schutzzone

Art, 3 Nutzungsbeschränktjngen und Schutzmassnahmen

Für die Nutzungsbeschränkungen und Schutzmassnah~en gelten

als integrierender Bestandteil dieses Reglementes grundsätz

lich die “Richtlinien zur Ausscheidung von Grundwasserschutz—

gebieten und Grundwasserschutzzonen“, Blatt 516021/1968 des

Institutes für Orts—, Regional— und Landesplanung an der ETH

(OHL—Richtlinien), soweit nicht nachstehend ausdrücklich Ab

weichungen und Ausnahmen festgelegt bzw. zugelassen sind.

Ausserdem sind die “Richtlinien des Eidg. Departementes des

Innern betreffend Gewässerschutzmassnahmen beim Strassenbau

vom 27. flei 1968“ zu beachten.
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Die Nutzung und deren Beschränkung richtet sich in den einzel

nen Teilzonen nach folgenden Grundsätzen:

Zone 1 Fassungebereich

1., Land— bzw. waldwirtschaftliche Nutzung

Der Fassungsbereich liegt ganz im Wald. Normale waldwirt—

schaftliche Nutzung mit den notwendigen Iviaschinen und Trans

portmitteln, aber ohne Verwendung irgendwelcher Spritzmit—

tel ist zugelassen.

2, Bauliche Nutzung

In dieser Zone sind alle baulichen fvlassnahmen, die nicht

der Wasserversorgung dienen, verboten.

Zone II Engere Schutzzone (Teilzonen II A + II 6)

Die Zone II wird, so weit sie sich auf offenes Feld erstreckt,

in die Teilzo~n II I~ und II 8 gegliedert.

Die I~\bgrenzungen der Teilzonen II A und II B sind durch gut

sichtbare Pfosten zu markieren.

1. Landwirtschaftliche Nutzung

Die landwirtschaftliche Nutzung ist zum Teil eingeschränkt.

Teilzone II R: DLingung mit KunstdUnger, Stailmist und pa—

steurisiertem Klärschlamm ist zugelassen, die Verwendung

von Spritzmitteln und Jauche verboten.

Teilzone II Ei: Vorsichtige Verwendung von Jauche (~us—

bringen nur ohne Verschlauchung), Klärschlamm und Spritz—

mitteln ist zugelassen.

2. Bauliche Nutzung

FUr die ganze Zone (Teilzonen II P~ und II 8) gilt grund

sätzlich ein Bauverbot gemäss ORL—Richtlinien.

Sport— und GrUnanlagen sind in Teilzone II 8 zugelassen,

sofern sie sanitäre Einrichtungen besitzen, die sich aus

serhalb der Zone II befinden.
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Zone III Weitere Schutzzorie

1. Landwirtschaftliche Nutzung

Eine normale Bewirtschaftung des Bodens als Wies— i.~nd

Ackerland ist zulässig.

Jauche— und [9iststockgruben, Jaucheleitungen und Grünfut—

tersilos sind periodisch auf ihre Dichtigkeit zu prüfen.

2. Bauliche Nutzung

Unter Einhaltung nachstehender Einschränkungen sind Bau

ten grundsätzlich gestattet:

2,1 Nicht zulässig sind industrielle und gewerbliche Be

triebe, welche grosse Nengen oder besonders gefährli

che Arten flüssiger oder fester grundwassergefährden—

der Stoffe verwenden oder erzeugen, oder durch deren

Transport, Umschlag und Lagerung eine besondere Gefähr

dung des Grundwassers verursachen. Die Errichtung von

Grosszucht— und llastbetrieben ist untersagt,

Die Fundationen von Bauten und Kanalisationen im Be

reich der Zone III dürfen nicht tiefer als 3 m unter

der natürlichen Terrainoberfläche liegen.

Das Kant. Amt für Wasserwirtschaft prüft jedes Beuge—

such für gewerbliche und industrielle Betriebe in die

ser Zone und erteilt eine Bewilligung mit den notwen

digen detaillierten Auflagen für den Bau und Betrieb

nach Anhörung der Einwohnergemeinde Solothurn.

Vorbehalten bleibt das Baubewilligungsverfahren,

2.2 Sämtliche Abwasserleitungen müssen periodisch auf ihre

Dichtigkeit geprüft werden,

2,3 Für flüssige und feste Brennstoffe gelangen die nach

folgenden Bestimmungen zur Anwendung:

2.3.1 Die Lagerung von flüssigen Brenn— und Treibstof

fen ist auf das absolut notwendige [lass zu be

schränken. Dies gilt im besonderen für gewerbli

che und industrielle Betriebe,
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Soweit zumutbar, sind anstelle fliiesiger Brennstoffe

das Grundwasser nicht gefährdende Energieträger zu

verwenden,

2.3.2 Tankanlagen sind nur in Gebäudekellern zugelassen

(Ausf‘Uhrung gemäss technischen Tankvorschriften,

Zone A).
2.3.3 Bestehende erdverlegte Tanks sind nach Massgabe der

Gefährdung zu eliminieren.

Art, 4 Ausnahmen

Das Kant. Amt fUr Wasserwirtschaft kann nach Anhörung der Ein—

wohnergemeinde Solothurn Ausnahmen von den Vorschriften ffir

die Zone Illzulassen,

Art, 5 G~Jltigkeitsdauer

Der Plan und dieses Reglement gelten auf unbestimmte Zeit.

Art. 6 GrundbucheintraQ

Die vorstehend erwähnten öffentlich—rechtlichen Eigentums

und Nutzungabeschränkungen sind bei den betroffenen Liegen

schaften im Grundbuch wie folgt einzutragen:

Massnahmen zum Schutze des Grunduassers

Art, 7 InkraftsetzunQ

Der Schutzzonenplan und dieses Reglement treten nach Geneh

migung durch den Regierungsrat des Kantons Solothurn sofort

in Kraft.

Genehmigt vom Regierungerat mit Beschluss Nr. ~c~4 vom 2o‘v(4~7~r

Der Staatsschreiber:

\

~.•


